
8 Gesetzblatt Teil I Nr. 1 — Ausgabetag: 10. Januar 1976

§18
Schlußbestimmungen

(1) Diese Verordnung tritt am 1. Januar 1976 in Kraft.

(2) Gleichzeitig treten die Verordnung vom 29. Oktober 1951 
über den Rang volkseigener Forderungen im Konkurs des 
Schuldners (GBl. Nr. 126 S. 955), die Änderungsverordnung 
vom 19. März 1953 dazu (GBl. Nr. 38 S. 460) und die Durch­
führungsbestimmung vom 26. Mai 1952 dazu (GBl. Nr. 70 
S. 441) sowie die Verfügung vom 22. Januar 1953 über den 
Rang volkseigener Forderungen im Konkurs (Rangstellung 
der Beiträge aus der Sozialversicherung) (ZB1. Nr. 5 S. 44) 
außer Kraft.

(3) Durchführungsbestimmungen zu dieser Verordnung er­
läßt der Minister der Justiz.

Berlin, den 18. Dezember 1975

Der Ministerrat 
der Deutschen Demokratischen Republik

M i t t a g
Erster Stellvertreter des Vorsitzenden

Verordnung 
über das schiedsgerichtliche Verfahren

vom 18. Dezember 1975

Auf Grund des § 208 Abs. 1 der Zivilprozeßordnung vom 
19. Juni 1975 (GBl. I Nr. 29 S. 533) wird folgendes verordnet:

§ 1
Geltungsbereich

Diese Verordnung regelt das Verfahren der Schiedsgerichte 
in der Deutschen Demokratischen Republik und die Voll- 

. Streckbarkeit von Schiedssprüchen. Die Zuständigkeit eines 
Schiedsgerichts kann durch Rechtsvorschriften oder eine 
Schiedsgerichtsvereinbarung bestimmt werden.

§ 2
Schiedsgerichtsvereinbarung

Im Wirtschaftsverkehr können die Partner vereinbaren, 
daß die Verhandlung und Entscheidung über einen zwischen 
ihnen entstandenen oder künftig entstehenden Rechtsstreit 
durch ein Schiedsgericht erfolgt. Eine Schiedsgerichtsverein­
barung ist nicht zulässig, wenn durch Rechtsvorschriften eine 
andere Art der Entscheidung des Rechtsstreites bestimmt 
wird. 1

§3
Form der Schiedsgerichtsvereinbarung

(1) Eine Schiedsgerichtsvereinbarung ist schriftlich abzu­
schließen. Die Schriftform ist eingehalten, wenn Geschäfts­
bedingungen-Bestandteil des Vertrages sind und darin die 
Zuständigkeit des Schiedsgerichts festgelegt ist (Schieds­
klausel). Das gleiche gilt, wenn eine Schiedsgerichtsverein­
barung von den Verfahrensparteien zu Protokoll des Schieds­
gerichts erklärt wird.

(2) Die Zuständigkeit des Schiedsgerichts gilt als verein­
bart, wenn sich der Verklagte gegenüber dem Schiedsgericht 
zur Hauptsache erklärt, ohne dessen Unzuständigkeit einzu­
wenden.

§4

Ausschluß des Gerichtsweges

(1) Wird durch Rechtsvorschriften die Zuständigkeit eines 
Schiedsgerichts bestimmt, ist der Gerichtsweg für die Ver­
handlung und Entscheidung derselben Sache ausgeschlossen. 
Das gleiche gilt, wenn sich eine Verfahrenspartei zu Beginn

der mündlichen Verhandlung vor Gericht auf eine wirk­
same Schiedsgerichtsvereinbarung beruft.

(2) Der Antrag auf Erlaß einer einstweiligen Anordnung 
oder auf Durchführung einer Beweissicherung bei einem Ge­
richt hebt die Zuständigkeit eines Schiedsgerichts für die 
Verhandlung und Entscheidung der Sache nicht auf.

§5
Anzuwendendes Verfahren

(1) Das Verfahren vor einem ständigen Schiedsgericht wird 
durch dessen Schiedsgerichtsordnung bestimmt.

(2) Das Verfahren vor einem nicht ständigen Schiedsgericht 
(Arbitrage ad hoc) wird durch Vereinbarung der Verfahrens­
parteien bestimmt. Sie können sich in der Vereinbarung auf 
im internationalen Wirtschaftsverkehr übliche Muster- 
schiedsregeln beziehen.

§ 6
Bildung des Schiedsgerichts

(1) Haben die Verfahrensparteien über die Bildung des 
Schiedsgerichts keine Vereinbarung getroffen, gelten die 
nachfolgenden Bestimmungen.

(2) Das Schiedsgericht besteht aus 3 Schiedsrichtern. Jede 
Verfahrenspartei benennt einen Schiedsrichter. Durch die 
benannten Schiedsrichter wird ein dritter* Schiedsrichter ge­
wählt, der den Vorsitz im Schiedsgericht führt.

(3) Der Kläger bezeichnet dem Verklagten in der Klage­
schrift oder der Mitteilung über die Einleitung des Verfah­
rens den von ihm benannten Schiedsrichter mit der Auffor­
derung, nach deren Empfang innerhalb eines Monats schrift­
lich ebenfalls einen Schiedsrichter zu benennen. Die Verfah­
rensparteien können auch beim Präsidenten der Kammer 
für Außenhandel der Deutschen Demokratischen Republik 
beantragen, den Schiedsrichter zu benennen.

(4) Die benannten Schiedsrichter haben innerhalb eines 
Monats den dritten Schiedsrichter zu wählen.

(5) Benennt der Verklagte den Schiedsrichter nicht frist­
gemäß, wird dieser auf Antrag des Klägers vom Präsidenten 
der Kammer für Außenhandel der Deutschen Demokrati­
schen Republik benannt. Das gleiche gilt, wenn sich die 
Schiedsrichter nicht fristgemäß über den zu wählenden Vor­
sitzenden einigen.

§7
Ablehnung eines Schiedsrichters

(1) Jede Verfahrenspartei kann einen Schiedsrichter ab­
lehnen, wenn Zweifel an seiner Unvoreingenommenheit be­
stehen, insbesondere wenn er durch ein eigenes Interesse am 
Ausgang des Rechtsstreits befangen ist.

(2) Über die Ablehnung entscheiden die anderen Mitglieder 
des Schiedsgerichts. Kommt es zwisdien ihnen zu keiner 
Einigung oder betrifft die Ablehnung mehr als einen 
Schiedsrichter, wird das Schiedsgericht neu gebildet. Wird 
dem Antrag stattgegeben, ist ein anderer Schiedsrichter zu 
benennen.

§ 8

Benennung eines neuen Schiedsrichters
Für einen Schiedsrichter, der seiner Benennung nicht zu­

stimmt oder innerhalb eines Monats nach seiner Benennung 
nicht tätig wird oder später dazu außerstande ist, ist ein 
anderer Schiedsrichter- zu benennen. Die Bestimmung des 
§ 6 ist entsprechend anzuwenden.

§9
Ort des Schiedsgerichts

Haben die Verfahrensparteien über den Ort der Durch­
führung des Verfahrens keine Vereinbarung getroffen, wird 
dieser vom Schiedsgericht bestimmt.


